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Für den Minister für Bundes- und Europa­
angelegenheiten sowie Internationales 

Herbert R e u l 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation , 
Digitalisierung und Energie 

Zugleich für den Minister für Kinder, Fa milie, 
Flüchtlinge und Integration 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel Pf e i f f e r - Po e n s g e n 

- GV. NRW. 2022 S. 714 

Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz 

für das Schuljahr 2022/2023 

Vom 14. April 2022 

Auf Grund des § 93 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), der zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 201 8 (GV. NRW. 
S . 404) geändert worden ist , verordnet das Ministerium 
für Schule und Bildung im Einvernehmen mit dem Mi­
ni sterium der Finanzen sowie mit Zustimmung der für 
Schulen und für Haushalt und Finanzen zuständigen 
Landtagsausschüsse: 

Artikel 1 

Die Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs . 2 Schulge­
setz vom 18. März 2005 (GV. NRW. S . 21 8), die zuletzt 
durch Verordnung vom 5. Mai 2021 (GV. NRW. S. 595, ber. 
S. 652) geä ndert worden ist , wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Absatz 1 Nummer 9 werden die Wörter ,Schule 
für Kranke" durch das Wort „Klinikschule" er~etzt. 

2. In§ 2 Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Grund­
schule" die Angabe „0,4" durch die Anga be „0,5" und 
d!e Wörter „Schule für Kranke" durch das Wort „Kli­
mkschule" ersetzt . 

3. In§ 5 Absa tz 2 Satz 1 werden die Wörter „Schulen für 
Kranke" durch das Wort „Klinikschulen" ersetzt. 

4. § 6 wird wie folgt geändert : 

a) In Absatz 2 Sa tz 3 wird die Anga be „4 und 5" 
d urch die Angabe „4 , 5 und 6" ersetzt. 

b) In Absatz 9 Nummer 3 werden die Wörter „Schule 
für Kranke" durch das Wort „Klinikschule" er­
setzt. 

5. Nach § 7 werden die folgenden §§ 8 bis 10 eingefügt : 

,, § 8 

Relationen ,Schülerinnen und Schüler je S telle' 

(1) Die Relationen „Schülerinnen und Schüler je 
Stelle" betragen nach Maßga be des Hausha lts 

1. Grundschule 21,95 

2. Hauptschule 17,8 6 

3. Realschule 20 ,19 

4. Sekundarschule 16 ,27 

5. Gymnasium 

a) Sekundarstufe I (G 8) 19,17 

b) Sekunda rstufe I (G 9) 19,87 

c) Sekundarstufe II 12,70 

6. Gesamtschule 

a) Sekundarstufe I 18,63 

b) Sekundarstufe II 12,70 

7. Berufskolleg 

a ) Bildungsgänge der Berufsschule 

aa) Fachklassen des dua len Systems, einfach­
qualifizierend 
Vollzeit 16 ,18 
Teilzeit 41 ,64 

bb) Fachklassen des dualen Systems, doppel­
qua lifizierend 
Vollzeit 14 ,34 
Teilzeit 38,37 

cc) Ausbildungsvorbereitung 
Vollzeit 16 ,18 
Teilzeit 41 ,64 

dd) Ausbildung nach § 66 des Berufsbildungs­
gesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 4. Mai 2020 (BGB!. I S. 920) , das 
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 28 . März 
2021 (BGB!. I S. 591) geändert worden ist, 
oder nach § 42r der Handwerksordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. September 1998 (BGB!. I S. 3074; 2006 I 
S. 2095), die zuletzt durch Artikel 1 des Ge­
setzes vom 9. Juni 2021 (BGB!. I S . 1654) 
geä ndert worden ist 31,60 (SLR a nalog 
FOSBK) 

b) Bildungsgänge der Berufsfachschule 

aa) einj ährig, berufliche Kenntnisse (Vorausset­
zung: Erster Schula bschluss) 16,18 

bb) einj ährig, berufliche Kenntnisse (Vorausset­
zung: Erweiterter Erster Schula bschluss) 
16 ,18 

cc) zweij ährig, berufliche Kenntnisse und 
Fachhochschulreife 16 ,18 

dd) zweij ährig , Berufsa bschluss nach Landes ­
recht und Fachoberschulreife 14 ,34 
in dreij ähr iger Teilzeitfo rm 27,28 
in vierj ähriger Te ilzeitform 38,37 

ee) zweij ährig, Berufsa bschluss nach Landes­
recht (Voraussetzung: Hochschulreife oder 
Fachhochschulreife (schulischer Teil)) 16 ,18 

ff) dreij ähr ig, berufliche Kenntnisse und allge­
meine Hochschulreife 14 ,34 

gg) dre ij ähr ig, dreieinhalbjährig und vierj äh­
r ig, Berufsabschluss nach Landesrecht und 
Fachhochschulreife oder allgemeine Hoch­
schulreife 14 ,34 

c) Bildungsgänge der Fachoberschule 

aa) einj ährig, berufliche Kenntnisse und Fach­
hochschulreife (FOS 12 B) 14 ,34 
in zweij ähriger Teilzeitform 38,37 
in dre ij ähr iger Teilzeitform 41,64 

bb) zweij ähr ig, berufliche Kenntnisse und 
Fachhochschulreife (FOS 11 , 12) 
Klasse 11 41 ,64 
Klasse 12 Vollzei t 14,34 

cc) einjähr ig, berufliche Kenntnisse und allge­
meine Hochschulreife (FOS) 14,34 
in zweij ähriger Teilzeitform 38,37 

d) Bildungsgänge der Fachschule 

aa) Vollzeit 16,18 

bb) Teilzeit 38,3 7 

cc) Dreij ährige Fachschule 27,28 

e) Bei halbj ährig endenden Bildungsgängen ver­
doppelt sich di e entsprechende Relation für das 
letzte Schuljahr. 

8. Förderschulen 
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a) Förderschwerpunkte im Bereich der Lern- und 
Entwicklungsstörungen {Lernen , Emotionale 
und soziale Entwicklung, Sprache) 9,92 

b) Förderschwerpunkt Sehen (Blinde) 5,89 

c) Förderschwerpunkt Hören und Kommunika­
tion (Gehörlose) 5,89 

d) Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung 6,14 

e) Förderschwerpunkt Körperliche und motori­
sche Entwicklung 5,89 

f) Förderschwerpunkt Sehen (Sehbehinderte) 7,83 

g) Förderschwerpunkt Hören und Kommunika­
tion (Schwerhörige) 7,83 

h) Intensivpädagogische Förderung bei Schwerst­
behinderung gemäß § 15 der Verordnung über 
die sonderpädagogische Förderung, den Haus­
unterricht und di e Schule für Kranke vom 
29. April 2005, zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 1. Juli 20 16 (außer Emotionale und 
soziale Entwicklung) 4,17 

9. Klinikschule 5,89 

10. Weiterb ildungskolleg 

a ) Abendrealschule 

aa) Vollbeleger 22 ,77 

bb) Teilbeleger 35,00 

b) Abendgymnasium 

aa) Vollbeleger 18,18 

bb) Teilbeleger 41 ,90 

c) Kolleg 

aa) Vollbeleger 12 ,55 

bb) Teilbeleger 29,96. 

(2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
kann in besonderen Fä llen, insbesondere für Schul­
versuche sowie bei Förderschulen und Klinikschulen , 
die Relationen nach den jeweiligen Erfordernissen ab­
weichend von Absa tz 1 im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium festsetzen. Es wird 
ferner ermächtigt, bei notwendiger Aufteilung des 
Unterrichts in Theorieunterricht und fachpraktische 
Unterweisung im Rahmen der in Absatz 1 festgelegten 
Relatio nen Umrechnunge n in Teilrela tionen vorzu­
nehmen. 

§9 

Unterrichtsmehrbedarf 

(1) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
kann den Schulaufs ichtsbehörden für den Unter­
ri chtsmehrbedarf einen Ganztagsstellenzuschlag für 
Grundschulen, für die Sekunda rstufe I sowie für För­
derschulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen in 
Höhe von 20 Prozent und für die übrigen Förderschu­
len und die Klinikschulen in Höhe von 30 Prozent der 
Grundstellenzahl zuweisen . Für die Berechnung des 
Ganztagsstellenzuschlags a n den Förderschulen ist 
zusätzlich der Unterrichtsmehrbedarf nach Absatz 2 
Nummer 12 zu berücksichtigen. 

(2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
ka nn den Schulaufsichtsbehörden nach näherer Be­
stimmung des Haushalts zusätzliche Stellen oder Mit­
tel für den Unterrichtsmehrbedarf zuweisen, insbe­
sondere: 

1. für besondere Unterrichtsangebote, 

2. für Schulversuche, Modellversuche und Entwick­
lungsvorhaben , 

3. für den Hausunterricht erkran kter Schülerinnen 
und Schüler, 

4. zur vorübergehenden Absicherung der Personal­
ressource für kleine Schulen in Aufiösung, 

5. für Integrationshilfen, herkunftssprachli chen Un­
terricht und für Schülerinnen und Schüler mit 
schwierigen Ausga ngslagen , 

6. für die Ga nztagsförderu ng in Hauptschulen und 
Förderschulen in der Sekundarstufe I mit er­
weitertem Ganztagsbetrieb in Höhe von insgesamt 
30 Prozent der Grundstell enza hl , 

7. für die sonderpädagogische Förderung an a llge­
mein bildenden weiterführenden Schulen (Lehr­
kräfte für Sonderpädagogik , Lehrkräfte anderer 
Lehrä mter) , 

8. für multiprofessionelle Tea ms und zur Unterstüt­
zung der Inklusion (Lern- und Entwicklungs­
störungen) an Berufskollegs, 

9. für die Inklusion an Berufskollegs a ußerhalb der 
Lern- und Entwicklungsstörungen , 

10. für multiprofessionelle Tea ms zur Begle itung der 
Beschulung zugewa nd erter Jugendlicher an Be­
rufskoll egs, 

11. für Lehrkräfte für Sonderpädagogik in der 
Grundschule, 

12 . für di e Förderung der Schülerinnen und Schüler 
an Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt 
Emotionale und soz iale Entwicklung und Sprache 
(Mehrbedarf I) sowie mit einer besonderen Aus­
prägung des Förderschwerpunkts Emotionale und 
soziale Entwicklung (Mehrbedarf II) , 

13. für Stellen für Personen aus anderen pädagogi­
schen Berufsgruppen (multiprofessionelle Tea ms) 
im Gemeinsamen Lernen a n Grundschulen sowie 
an allgemei nbildenden weiterführenden Schulen, 

14. für Stellen zur Anpassung der Relationen ,Schüle­
rinnen und Schüler je Stelle' für den Bildungs­
gang berufliches Gymnasium von 14 ,34 auf 12 ,70 
sowie 

15. für Stellen für Fachkräfte a us anderen pädagogi­
schen Berufsgruppen an Förderschulen (multipro­
fessionelle Tea ms). 

§ 10 

Ausgleichsbedarf 

(1) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
kann den Schulaufsichtsbehörden zusätzliche Stellen 
oder Mittel zuweisen zum Ausgleich für: 

1. Vertretungsunterricht, insbesondere be i la ngfri s­
tigen Erkrankungen und Mutterschutz sowie für 
eine Vertretungsreserve Grundschule, 

2. Tä tigkeit von Lehrkräfte n, die gleichzeitig als 
Fachlei terinnen oder Fachleiter an einem Zentrum 
für _schulpraktische Lehrerausbildung tätig sind 
sowie 

3. Personalra ts tä tigkeit und Tätigkeit in einer 
Schwerbehindertenvertretung in Höhe der gewähr­
ten Anrechnungsstunden. 

(2) Das für das Schulwese n zuständige Ministerium 
ka nn den Schulaufsichtsbehörden nach näherer Be­
stimmung des Ha ushalts zusätzliche Stellen oder Mit­
tel zuweisen , insbesondere zum Ausgleich für Lehre­
rinnen und Lehrer, den en di e Vorgriffsstunde zurü ck­
gewährt wird, für Fortb.ildung und Qualifikation, für 
Medienberatung und Datenschutz , für Ansprechper­
sonen für LOGINEO NRW, zu r Betreuung von Pra kti­
ka ntinnen und Praktikanten in den Praxiselementen 
nach dem Gesetz über die Ausbildung für Lehrä mter 
an öffentlichen Schulen vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. 
S. 308) , zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Mai 
2021 , für Curriculumentwi cklung , für Aufga ben der 
inneren Schulentwicklung, für Schulversuche, für 
Fachbera tung in der Schulaufsicht, für Berufs- und 
Studienorientierung, für Bera tung zur Suchtvorbeu­
gung, für Beratung für den Schulsport, für Schul­
buchgenehmigung und Softwareberatung , für die flä­
chendeckende Unterrichtsausfallerhebung, zur Unter­
stützung des Inklusionsprozesses, für die Mitarbeit in 
Kommunalen Integrationszentren zur Förderung von 
Kindern und Jugendli chen aus Zuwandererfamilien 
und für die Prävention und Intervention gegen Anti­
semitismus, Rechtsextremismus und Linksextremis­
mus , Sa lafis mus, für das Programm ,Interna tionale 
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Lehrkräfte Fördern (ILF)' sowie für Entlastungen 
beim Seiteneinstieg im Zusammenhang mit dem Dua­
len Master." 

6. In § 13 Absatz 2 wird die Angabe „2022" durch die 
Angabe „2023 " ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, den 14 . April 2022 

238 

Die Ministerin für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Yvonne G e b a u e r 

- GV. NRW. 2022 S . 721 

Verordnung 
über die Zuständigkeit für die Erstellung 

und Anerkennung von Mietspiegeln im Land 
Nordrhein-Westfalen 

(Mietspiegel-Zuständigkeits-Verordnung -
MsZVO) 

Vom 26. April 2022 

Auf Grund des§ 5 Absatz 3 Satz 1 und des§ 17 des Lan­
desorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. 
S. 421) , zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2020 (GV.NRW. S . 1238), verordnet die 
La ndesregierung nach Anhörung des fachlich zuständi­
gen Ausschusses des Landtags: 

§ 1 
Zuständigkeit 

Die Gemeinden sind zuständig für die Erstellung oder 
Anerkennung sowie die Anpassung, Dokumentation und 
Veröffentlichung von Mietspiegeln nach den §§ 558c und 
558d des Bürgerlichen Gesetzbuches. Die Gemeinden 
nehmen die Aufgabe als Selbstverwaltungsangelegenheit 
wahr. 

§ 2 

Berichtspflicht 

Das für Wohnen zuständige Ministerium berichtet der 
Landesregierung zu dieser Verordnung zum 30. Juni 2027. 

§3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, 26 . April 2022 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Für die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Die Ministerin für Verkehr 

Ina Brandes 

- GV. NRW. 2022 S. 72 3 

7820 

Verordnung 
über den Nachweis des Verbleibs von Wirtschafts­
dünger (Wirtschaftsdüngernachweisverordnung -

WDüngNachwVO) 

Vom 26. April 2022 

Auf Grund des § 6 der Verordnung über das Inverkehr­
bringen und Befördern von Wirtschaftsdünger vom 21. 
Juli 2010 (BGBl. I S. 1062) in Verbindung mit § 15 Ab­
satz 6 Satz 1 des Düngegesetzes vom 9. Januar 2009 
(BGB!. I S. 54, 136) verordnet die Landesregierung: 

§ 1 

Zweck und Geltungsbereich dieser Verordnung 

Diese Verordnung _trifft weitergehende Regelungen hin­
sichtlich der zur Uberwachung der Einhaltung dünge­
rechtlicher Vorschriften erforderlichen Aufzeichnungs-, 
Aufbewahrungs- , Melde- und Mitteilungspflichten nach 
den §§ 3 bis 5 der Verordnung über das Inverkehrbringen 
und Befördern von Wirtschaftsdünger vom 21. Juli 2010 
(BGBl. I S. 1062) in der jeweils geltenden Fassung. Sie 
gilt für Abgeber und Empfänger von Wirtschaftsdünger 
und Stoffen, die als Ausgangsstoff oder Bestandteil Wirt­
schaftsdünger enthalten, im Sinne von § 2 Satz 1 N um­
mer 1 und 3 der Verordnung über das Inverkehrbringen 
und Befördern von Wirtschaftsdünger. 

§2 

Aurzeiclmungspflicht 

(1) Abgeber und Empfänger nach § 1 Satz 2 haben fol­
gende Angaben jeweils spätestens einen Mona_t nach dem 
Abschluss des Inverkehrbringens oder der Ubernahme 
aufzuzeichnen: 

1. Art und Menge der Wirtschaftsdünger oder der Stoffe, 
di e als Ausgangsstoff oder Bestandteil Wirtschafts­
dünger enthalten, in Tonnen oder Kubikmeter Frisch­
masse, deren Nährstoffgehalte für Stickstoff (Gesamt­
N und Ammonium-N) und Phosphat (P2O5) in Kilo­
gramm je Tonne oder Kubikmeter Frischmasse sowie 
die Menge an Stickstoff aus Wirtschaftsdüngern tieri­
scher Herkunft in Kilogramm je Tonne oder Kubikme­
ter Frischmasse sowie den Anteil Trockensubstanz a n 
der Gesamtmasse, 

2. das Datum der Abgabe oder der Übernahme, unab­
hängig von der Art der Verwertung und der Herkunft , 

3. di e Registriernummer nach§ 26 Absatz 2 der Viehver­
kehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. Mai 2020 (BGB!. I S. 1170) in der jeweils gel­
tenden Fassung, die Betriebsnummer nach § 17 der 
InVeKoS-Verordnung vom 24. Februar 2015 (BGBl. I 
S. 166) in der jewei ls geltenden Fassung oder eine von 
der zuständigen Behörde vergebene oder auf Antrag 
zugeteilte Nummer, jeweils für Abgeber und Empfän­
ger, 

4. Namen und Anschriften von Abgeber, Empfänger und 
Beförderer. 

(2) Für Empfänger, die Stoffe nach § 1 Satz 2 im e igenen 
Betrieb verwenden, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe , dass 
ciie Aufzeichnungen spätestens zwei Monate nach der 
Ubernahme zu erstellen sind. 

(3) Wer Aufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 zu 
erstellen hat, hat diese für sieben Jahre ab dem Datum 
der Abgabe oder Übernahme aufzubewahren und auf 
Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen. 

§3 
Meldepflicht 

Die Daten der Aufzeichnungen nach § 2 sind vom Abge­
ber und Empfänger jeweils für den Halbj ahreszeitraum 
1. Januar bis 30 . Juni und für den Halbja hreszeitraum 
1. Juli bis 31. Dezember eines jeden Kalenderjahres je­
weils spätestens einen Monat nach Ablauf des jeweiligen 
Halbjahreszeitraums der für den Vollzug der Düngever­
ordnung vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S . 1305) in der je­
weils geltenden Fassung zuständigen Behörde zur Über-
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